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Dekret über die berufliche Vorsorge durch die 
Basellandschaftliche Pensionskasse (BLPK Dekret)

Dekret über die berufliche Vorsorge durch die 
Basellandschaftliche Pensionskasse (BLPK Dekret)

Vom 22. April 2004 Vom xx.xx.2004

Der Landrat des Kantons Basel-Landschaft, gestützt auf § 53 Absatz 2 des Personalgesetzes vom 
25. September 1997,  beschliesst:

Der Landrat des Kantons Basel-Landschaft, gestützt auf § 53 Absatz 2 des Personalgesetzes 
vom 25. September 1997,  beschliesst:

A. Allgemeine Bestimmungen

§ 8 Gesundheitliche Vorbehalte § 8 Gesundheitliche Vorbehalte

1 Die BLPK kann auf den Teil der Vorsorgeleistung, der den vom Verwaltungsrat festgelegten 
Höchstbetrag übersteigt, einen gesundheitlichen Vorbehalt anbringen. Vorbehalte und 
Leistungskürzungen erstrecken sich nicht auf die Leistungen gemäss BVG bzw. nicht auf den 
Vorsorgeschutz, der mit den eingebrachten Freizügigkeitsleistungen erworben wird. 

1 Die BLPK kann auf den Teil der Vorsorgeleistung, der den vom Verwaltungsrat festgelegten 
Höchstbetrag übersteigt, einen gesundheitlichen Vorbehalt anbringen. Vorbehalte und 
Leistungskürzungen erstrecken sich nicht auf die Leistungen gemäss BVG bzw. nicht auf den 
Vorsorgeschutz, der mit den eingebrachten Freizügigkeitsleistungen erworben wird. 

2 Ein noch nicht abgelaufener Vorbehalt der früheren Vorsorgeeinrichtung wird bis zu einer Dauer 
von insgesamt drei Jahren weitergeführt.

2 Ein noch nicht abgelaufener Vorbehalt der früheren Vorsorgeeinrichtung wird bis zu einer 
Dauer von insgesamt drei Jahren weitergeführt.

3 Nach dreijähriger Zugehörigkeit zur BLPK entfallen sämtliche Leistungsvorbehalte. 3 Nach dreijähriger Zugehörigkeit zur BLPK entfallen sämtliche Leistungsvorbehalte. 

4 Führt die vorbehaltene Gesundheitsstörung während der Gültigkeitsdauer des 
Vorbehaltes zu einem Leistungsfall, werden unabhängig von der Gültigkeitsdauer des 
Vorbehaltes die Leistungskürzungen gemäss Absatz 1 angewendet.

§ 13 Berichtigung und Rückerstattung von Leistungen § 13 Berichtigung und Rückerstattung von Leistungen

1 Zu niedrig angesetzte Leistungen werden berichtigt und die Differenz nachvergütet. Anspruch 
auf Verzugszins besteht nur, wenn der Fehler bei der BLPK liegt.

1 Zu niedrig angesetzte Leistungen werden berichtigt und die Differenz nachvergütet. Anspruch 
auf Verzugszins besteht nur, wenn der Fehler bei der BLPK liegt.

2 Wurden zu hohe Leistungen bezogen, sind diese samt Verzugszins zurückzuerstatten. Die 
BLPK kann durch Beschluss des Verwaltungsrates auf die Rückerstattung gutgläubig 
entgegengenommener zu hoher Leistungen ganz oder teilweise verzichten. 

2 Wurden zu hohe Leistungen bezogen, sind diese samt Verzugszins zurückzuerstatten. Die 
BLPK kann durch Beschluss des Verwaltungsrates bei Vorliegen einer grossen Härte auf die 
Rückerstattung gutgläubig entgegengenommener zu hoher Leistungen ganz oder teilweise 
verzichten. 

3 Vorbehalten bleiben die Verjährungsfristen gemäss BVG. Die BLPK kann ihre 
Rückerstattungsansprüche mit künftigen Leistungen verrechnen.

3 Vorbehalten bleiben die Verjährungsfristen gemäss BVG. Die BLPK kann ihre 
Rückerstattungsansprüche mit künftigen Leistungen verrechnen.
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C. Bemessungsgrundlagen, Finanzierung C. Bemessungsgrundlagen, Finanzierung

§ 27 Beiträge der Arbeitgebenden § 27 Beiträge der Arbeitgebenden

1 Für die Risikoversicherung entrichten die Arbeitgebenden 1,0 % des Gesamtverdienstes. 1 Für die Risikoversicherung entrichten die Arbeitgebenden 1,0 % des Gesamtverdienstes.

2 Für die Vollversicherung entrichten die Arbeitgebenden die ordentlichen Beiträge in Prozenten 
des beitragspflichtigen Verdienstes gemäss der Tabelle C im Anhang.  

2 Für die Vollversicherung entrichten die Arbeitgebenden die ordentlichen Beiträge in Prozenten 
des beitragspflichtigen Verdienstes gemäss der Tabelle C im Anhang.  

3 Bei Erhöhung des Beitragsverdienstes entrichten die Arbeitgebenden eine einmalige  
Nachzahlung gemäss der Tabelle C im Anhang. 

3 Bei Erhöhung des Beitragsverdienstes entrichten die Arbeitgebenden eine einmalige  
Nachzahlung gemäss der Tabelle C im Anhang. 

4 Die auf den Renten gewährten Anpassungen werden zur Hälfte den Arbeitgebenden 
überbunden.

4 Die auf den Renten gewährten Anpassungen werden zur Hälfte den Arbeitgebenden 
überbunden.

5 Die Beiträge verfallen zeitgleich wie jene der versicherten Person und werden Ende des Monats 
kontokorrentmässig belastet. Der Kontokorrentzins wird vom Verwaltungsrat festgelegt.

5 Die Beiträge verfallen zeitgleich wie jene der versicherten Person und werden Ende des 
Monats kontokorrentmässig belastet. Der Kontokorrentzins wird vom Verwaltungsrat festgelegt.

6 Besteht seitens der Arbeitgebenden eine Taggeldversicherung oder die Pflicht zur 
Lohnfortzahlung für die Dauer von mindestens 730 aufeinanderfolgenden Tagen, gewährt die 
BLPK auf die für die betroffenen versicherten Personen abgerechneten ordentlichen Beiträge eine 
Gutschrift, deren Höhe versicherungstechnisch berechnet wird.

6 Besteht seitens der Arbeitgebenden eine Taggeldversicherung oder die Pflicht zur 
Lohnfortzahlung für die Dauer von mindestens 730 aufeinanderfolgenden Tagen, gewährt die 
BLPK auf die für die betroffenen versicherten Personen abgerechneten ordentlichen Beiträge 
eine Gutschrift, deren Höhe versicherungstechnisch berechnet wird.

7 Die Arbeitgebenden haben gemäss Art. 65c BVG und Verordnung im Falle einer Unterdeckung 
die Möglichkeit, Einlagen in ein gesondertes Konto Arbeitgeberbeitragsreserve mit 
Verwendungsverzicht vorzunehmen und auch Mittel der ordentlichen Arbeitgeberbeitragsreserve 
auf dieses Konto zu übertragen.

7 Die Arbeitgebenden haben gemäss Art. 65e BVG und der entsprechenden  Verordnung im 
Falle einer Unterdeckung die Möglichkeit, Einlagen in ein gesondertes Konto 
Arbeitgeberbeitragsreserve mit Verwendungsverzicht vorzunehmen und auch Mittel der 
ordentlichen Arbeitgeberbeitragsreserve auf dieses Konto zu übertragen.

8 Die Einlagen dürfen den Betrag der Unterdeckung nicht übersteigen und werden nicht verzinst. 
Sie dürfen weder für Leistungen eingesetzt, verpfändet, abgetreten noch auf andere Weise 
vermindert werden.

8 Die Einlagen dürfen den Betrag der Unterdeckung nicht übersteigen und werden nicht 
verzinst. Sie dürfen weder für Leistungen eingesetzt, verpfändet, abgetreten noch auf andere 
Weise vermindert werden.
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D. Leistungen der BLPK D. Leistungen der BLPK

§ 39 Lebenspartnerrente § 39 Lebenspartnerrente 

1 Beim Tod einer versicherten Person hat der überlebende Ehegatte Anspruch auf eine Rente, 
sobald der frühere Verdienst- oder Rentenanspruch aufhört und wenn er:

1 Beim Tod einer versicherten Person hat der überlebende Ehegatte Anspruch auf eine Rente, 
sobald der frühere Verdienst- oder Rentenanspruch aufhört und wenn er:

a. für Kinder, die gemäss § 40 dieses Dekrets Anspruch auf eine Waisenrente haben, 
aufzukommen hat oder

a. für Kinder, die gemäss § 40 dieses Dekrets Anspruch auf eine Waisenrente haben, 
aufzukommen hat oder

b.  das 40. Altersjahr überschritten hat und mit der verstorbenen Person mindestens fünf Jahre 
verheiratet war.

b.  das 40. Altersjahr überschritten hat und mit der verstorbenen Person mindestens fünf Jahre 
verheiratet war.

2 Die Bedingungen gemäss Absatz 1 gelten sinngemäss für unverheiratete Paare, sofern die 
überlebende Person mittels beweiskräftiger Dokumente den Nachweis erbringen kann, dass 

2 Die Bedingungen gemäss Absatz 1 gelten sinngemäss für unverheiratete Paare, sofern die 
überlebende Person mittels beweiskräftiger Dokumente den Nachweis erbringen kann, dass 

a. das Paar zum Zeitpunkt des Todes ununterbrochen während mindestens fünf Jahren in einer 
Lebensgemeinschaft mit gemeinsamem Haushalt zusammen gelebt hat und

a. das Paar zum Zeitpunkt des Todes ununterbrochen während mindestens fünf Jahren in einer 
Lebensgemeinschaft mit gemeinsamem Haushalt zusammen gelebt hat und

b. die hinterbliebene Person von der verstorbenen Person in erheblichem Masse unterstützt 
worden ist.

b. die hinterbliebene Person von der verstorbenen Person in erheblichem Masse unterstützt 
worden ist und die hinterbliebene Person keine Witwer- oder Witwenrente aus der 
beruflichen Vorsorge bezieht.

3 Erfüllt der Ehegatte bzw. die unterstützte Person diese Voraussetzungen nicht, besteht 
Anspruch auf eine einmalige Abfindung in der Höhe von drei Jahres-Lebenspartnerrenten oder, 
sofern diese höher ist, auf die Abfindung gemäss § 44 dieses Dekrets.

3 Erfüllt der Ehegatte bzw. die unterstützte Person diese Voraussetzungen nicht, besteht 
Anspruch auf eine einmalige Abfindung in der Höhe von drei Jahres-Lebenspartnerrenten oder, 
sofern diese höher ist, auf die Abfindung gemäss § 44 dieses Dekrets.

4 Der geschiedene Ehegatte hat unter den gleichen Voraussetzungen Anspruch auf 
Lebenspartnerrente. Dieser Anspruch beschränkt sich auf die Lebenspartnerrente gemäss Absatz 
5, höchstens jedoch auf den richterlich festgesetzten Unterhaltsanspruch, soweit dieser nicht 
anderweitig (z.B. AHV) sichergestellt ist.

4 Der geschiedene Ehegatte hat unter den gleichen Voraussetzungen Anspruch auf 
Lebenspartnerrente. Dieser Anspruch beschränkt sich auf die Lebenspartnerrente gemäss 
Absatz 5, höchstens jedoch auf den richterlich festgesetzten Unterhaltsanspruch, soweit dieser 
nicht anderweitig (z.B. AHV) sichergestellt ist.

5 Die Lebenspartnerrente beträgt 40% des rentenberechtigten Verdienstes. 5 Die Lebenspartnerrente beträgt 40% des rentenberechtigten Verdienstes.

6 Bei Heirat einer  rentenbeziehenden Person wird die anwartschaftliche Lebenspartnerrente so 
reduziert, dass ihr Kapitalwert im Zeitpunkt der Heirat jenen für einen um drei Jahre jüngeren 
Ehegatten nicht übersteigt. Vorbehalten bleibt die BVG-Mindestrente.

6 Bei Heirat einer  rentenbeziehenden Person wird die anwartschaftliche Lebenspartnerrente so 
reduziert, dass ihr Kapitalwert im Zeitpunkt der Heirat jenen für einen um drei Jahre jüngeren 
Ehegatten nicht übersteigt. Vorbehalten bleibt die BVG-Mindestrente.

7 Bei unverheirateten Paaren gelten die Bestimmungen gemäss Absatz 6 sinngemäss. 7 Bei unverheirateten Paaren gelten die Bestimmungen gemäss Absatz 6 sinngemäss.
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§ 44 Abfindungen § 44 Abfindungen

1 Stirbt eine versicherte Person, ohne dass ihr Tod Rentenleistungen auslöst, entrichtet die BLPK 
eine einmalige Abfindung. 

1 Stirbt eine versicherte Person, ohne dass ihr Tod Rentenleistungen auslöst, entrichtet die 
BLPK eine einmalige Abfindung. 

2 Die Abfindung entspricht den von der versicherten Person geleisteten Beiträgen aller Art ohne 
Zins oder 50 Prozent des Vorsorgekapitals. Sie vermindert sich um die bereits bezogenen 
Leistungen sowie um den Barwert allfälliger Waisenrenten.

2 Die Abfindung entspricht den von der versicherten Person geleisteten Beiträgen aller Art ohne 
Zins oder 50 Prozent des Vorsorgekapitals . Sie vermindert sich um die bereits bezogenen 
Leistungen sowie um den Barwert allfälliger Waisenrenten.

3 Anspruch haben der nicht rentenberechtige Ehegatte, bei dessen Fehlen natürliche Personen, 
die mittels beweiskräftigen Dokumenten den Nachweis erbringen können, dass sie von der 
verstorbenen Person in erheblichem Masse unterstützt worden sind, bei deren Fehlen die übrigen 
gesetzlichen Erben unter Ausschluss des Gemeinwesens.

3 Anspruch haben der nicht rentenberechtige Ehegatte, bei dessen Fehlen natürliche Personen, 
die mittels beweiskräftigen Dokumenten den Nachweis erbringen können, dass sie von der 
verstorbenen Person in erheblichem Masse unterstützt worden sind, bei deren Fehlen die 
übrigen gesetzlichen Erben unter Ausschluss des Gemeinwesens.

§ 46 Kürzungen und Rückgriffe § 46 Kürzungen und Rückgriffe

1 Die BLPK kann die Hinterlassenen- und Invalidenleistungen kürzen, soweit sie zusammen mit 
anderen anrechenbaren Einkünften 90 % des mutmasslich entgangenen Verdienstes übersteigen.

1 Die BLPK kann die Hinterlassenen- und Invalidenleistungen kürzen, soweit sie zusammen mit 
anderen anrechenbaren Einkünften 90 % des mutmasslich entgangenen Verdienstes 
übersteigen.

2 Als anrechenbare Einkünfte gelten Leistungen gleicher Art und Zweckbestimmung, die der 
anspruchsberechtigten Person aufgrund des schädigenden Ereignisses ausgerichtet werden, wie 
Renten oder Kapitalleistungen mit ihrem Rentenumwandlungswert in- und ausländischer 
Sozialversicherungen und Vorsorgeeinrichtungen, mit Ausnahme von Hilflosenentschädigungen, 
Abfindungen und ähnlichen Leistungen. Invalidenleistungen beziehenden Personen wird überdies 
das weiterhin erzielte Erwerbseinkommen angerechnet. 

2 Als anrechenbare Einkünfte gelten Leistungen gleicher Art und Zweckbestimmung, die der 
anspruchsberechtigten Person aufgrund des schädigenden Ereignisses ausgerichtet werden, 
wie Renten oder Kapitalleistungen mit ihrem Rentenumwandlungswert in- und ausländischer 
Sozialversicherungen und Vorsorgeeinrichtungen, mit Ausnahme von 
Hilflosenentschädigungen, Abfindungen und ähnlichen Leistungen. Invalidenleistungen 
beziehenden Personen wird überdies das weiterhin erzielte oder zumutbarerweise noch 
erzielbare Erwerbs- oder Ersatzeinkommen angerechnet. 

3 Die Einkünfte der verwitweten Person und der Waisen werden zusammengerechnet. 3 Die Einkünfte der verwitweten Person und der Waisen werden zusammengerechnet.

4 Leistungen aus privaten Versicherungen sowie die gemäss § 22 Absatz 5 dieses Dekrets 
erworbenen zusätzlichen Renten werden nicht angerechnet.

4 Leistungen aus privaten Versicherungen sowie die gemäss § 22 Absatz 5 dieses Dekrets 
erworbenen zusätzlichen Renten werden nicht angerechnet.

5 Die BLPK kann besondere oder veränderte Verhältnisse wie Hilflosigkeit, Integritätsschäden 
jederzeit dadurch berücksichtigen, dass sie auf die Kürzung ganz oder teilweise verzichtet oder 
diese neu regelt. Insbesondere kann sie bestehende Kürzungen ganz oder teilweise aufheben, 
wenn die versicherte Person bei Eintritt in die AHV-Altersrentenberechtigung darum ersucht.

5 Die BLPK kann besondere oder veränderte Verhältnisse wie Hilflosigkeit, Integritätsschäden 
jederzeit dadurch berücksichtigen, dass sie auf die Kürzung ganz oder teilweise verzichtet oder 
diese neu regelt. Insbesondere kann sie bestehende Kürzungen ganz oder teilweise aufheben, 
wenn die versicherte Person bei Eintritt in die AHV-Altersrentenberechtigung darum ersucht.

6 Wurde die Invalidität von der versicherten Person absichtlich oder grobfahrlässig verursacht 
oder ist sie auf aussergewöhnliche Wagnisse und Gefahren zurückzuführen, kann die BLPK den 
Anspruch im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen bis auf die Hälfte kürzen. 

6 Wurde die Invalidität von der versicherten Person absichtlich oder grobfahrlässig verursacht 
oder ist sie auf aussergewöhnliche Wagnisse und Gefahren zurückzuführen, kann die BLPK den 
Anspruch im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen bis auf die Hälfte kürzen. 

7 Hat eine hinterlassene Person den Tod der versicherten Person vorsätzlich oder grobfahrlässig 
oder bei Ausübung eines Verbrechens oder Vergehens herbeigeführt, so können die Renten 
dauernd oder vorübergehend verweigert, gekürzt oder entzogen werden.

7 Hat eine hinterlassene Person den Tod der versicherten Person vorsätzlich oder 
grobfahrlässig oder bei Ausübung eines Verbrechens oder Vergehens herbeigeführt, so können 
die Renten dauernd oder vorübergehend verweigert, gekürzt oder entzogen werden.

8 Die versicherte Person, die Ansprüche auf Leistungen der BLPK besitzt, tritt dieser ihre 
Forderungen gegen haftpflichtige Dritte bis zur Höhe der Leistungen der BLPK ab.

8 Die versicherte Person, die Ansprüche auf Leistungen der BLPK besitzt, tritt dieser ihre 
Forderungen gegen haftpflichtige Dritte bis zur Höhe der Leistungen der BLPK ab.
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E. Organisation und Verwaltung E. Organisation und Verwaltung

§ 51 Aufgaben des Verwaltungsrates § 51 Aufgaben des Verwaltungsrates

 Der Verwaltungsrat übt die oberste Leitung sowie die Aufsicht und Kontrolle über die 
Geschäftsführung der BLPK aus. Er zeichnet insbesondere für folgende Aufgaben verantwortlich:

 Der Verwaltungsrat übt die oberste Leitung sowie die Aufsicht und Kontrolle über die 
Geschäftsführung der BLPK aus. Er zeichnet insbesondere für folgende Aufgaben 
verantwortlich:

a. Wahl der Mitglieder der Geschäftsleitung sowie der Kontrollorgane; a. Wahl der Mitglieder der Geschäftsleitung sowie der Kontrollorgane;

b. Genehmigung des Budgets, der Jahresrechnung und des Geschäftsberichtes; b. Genehmigung des Budgets, der Jahresrechnung und des Geschäftsberichtes;

c. Erlass eines Organisations- und Geschäftsreglements sowie eines Personalreglements; c. Erlass eines Organisations- und Geschäftsreglements sowie eines Personalreglements;

d. Jährliche Berichterstattung an den Regierungsrat zuhanden des Landrates über die Tätigkeit, 
den Stand und die Absichten der BLPK;

d. Jährliche Berichterstattung an den Regierungsrat zuhanden des Landrates über die Tätigkeit, 
den Stand und die Absichten der BLPK;

e. Entscheide über Einsprüche von versicherten Personen, über den Abschluss und die 
Kündigung von Anschlussverträgen sowie über die Verwendung freier Mittel;

e. Entscheide über Einsprüche von versicherten Personen, über den Abschluss und die 
Kündigung von Anschlussverträgen sowie über die Verwendung freier Mittel;

f. Vorbereitung einer allfälligen Revision dieses Dekrets zuhanden des Regierungsrates; f. Vorbereitung einer allfälligen Revision dieses Dekrets zuhanden des Regierungsrates;

g. Erlass von Reglementen für die von diesem Dekret abweichenden Vorsorgepläne; g. Erlass von Reglementen für die von diesem Dekret abweichenden Vorsorgepläne;

h. Erlass von Reglementen zur Bestimmung der langfristigen Anlagepolitik und Überwachung der 
entsprechenden Handhabung;

g. bis  Erlass eines Reglementes zu den Voraussetzungen und dem Verfahren bei einer 
Teil- oder Gesamtliquidation;

i. Erlass der weiteren, zum Vollzug dieses Dekrets notwendigen Reglemente. h. Erlass von Reglementen zur Bestimmung der langfristigen Anlagepolitik und Überwachung 
der entsprechenden Handhabung;
i. Erlass der weiteren, zum Vollzug dieses Dekrets notwendigen Reglemente.

§ 57 Inkrafttreten § 57 Inkrafttreten

Dieses Dekret tritt am 1. Januar 2005 in Kraft. Dieses Dekret tritt am 1. Januar 2005 in Kraft.


